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Hochschulen greifen Sparpläne des Bundesrates an
Die Regierung möchte in den Bereichen Bildung, Forschung und Innovation 460 Millionen Franken pro Jahr einsparen

MATTHIAS VENETZ, BERN

Der Bundesrat spricht von Entlastung
der Bundesfinanzen, von «verträg-
lichen» Massnahmen. Doch Vertreter
aus Bildung und Forschung fürchten
massive Auswirkungen auf den Fach-
kräftemangel, die Wirtschaft und die
innovative Schweiz.

Mit einem umfassenden Entlastungs-
paket will der Bundesrat seine Aus-
gaben reduzieren und ab 2027 bis zu
3,6 Milliarden Franken pro Jahr sparen.
460 Millionen davon entfallen auf die
Bereiche Bildung, Forschung und Inno-
vation. Ende Januar hat der Bundesrat
die Vernehmlassung zum «Entlastungs-
paket 27» eröffnet.

Am Dienstag haben der ETH-Rat,
der SchweizerischeNationalfonds (SNF),
die Schweizerische Agentur für Innova-
tionsförderung Innosuisse, die Akade-
mien der Wissenschaften Schweiz und
die Schweizer Universitäten zu einem
Point de Presse nach Bern geladen und
die Pläne des Bundesrates kritisiert.

Investitionen in die Zukunft

Die Vertreter der Universitäten, der
ETH und des SNF fordern vomBundes-
rat, auf die Kürzungen zu verzichten. Sie
verweisen auf eine Studie, nach der ein
Franken in der Forschung einen volks-
wirtschaftlichen Nutzen von drei bis fünf
Franken bringe.Oder wie Michael Hen-
gartner, Präsident des ETH-Rates, sagt:
«Eigentlich sind die Bundesbeiträge in
Bildung und Forschung keineAusgaben,
es sind Investitionen in die Schweiz von
morgen.» Das Entlastungspaket des
Bundesrates umfasst 59 Massnahmen
und folgt weitgehend den Empfehlun-
gen der Expertengruppe Gaillard. Im
Herbst 2024 hatte die Gruppe um den
ehemaligen Leiter der Finanzverwal-
tung Serge Gaillard einen Plan vorge-
legt, mit dem der Bundeshaushalt ent-
lastet werden könnte.

EinenTeil derMassnahmen kann der
Bundesrat bereits ab 2026 ohne Geset-
zesänderung einführen. Darunter fällt
die Kürzung der ETH- und SNF-Bei-
träge.Andere, wie die Kürzung der Bei-
träge für kantonale Hochschulen, Uni-
versitäten und Innosuisse, sollen Teil
eines Mantelerlasses sein.

Hintergrund des Entlastungspakets
sind die steigenden Ausgaben des Bun-
des. Ohne Sparmassnahmen würde der
Bund laut eigenen Angaben ab 2027
jährlich ein Defizit von rund 3 Milliar-
den Franken anhäufen. Das liegt vor
allem an den steigenden Kosten für
die AHV und die Armee, die das Volk
im ersten und das Parlament im zwei-
ten Fall beschlossen hat. Der Bundesrat
will diese Entscheide weitgehend ohne
Steuererhöhungen finanzieren.Doch für
die Vertreter der Akademiker-Schweiz
sind die Massnahmen zu einschneidend.

Yves Flückiger, Präsident der Aka-
demien der Wissenschaften Schweiz,
schrieb bereits im November, ein gesun-
der Bundeshaushalt sei wichtig, doch die
Kürzungen in Bildung, Forschung und
Innovation seien beunruhigend. China,

die EU und die USA erhöhten der-
zeit ihre Investitionen in die Forschung,
vor allem in Bereichen wie der Quan-
tenphysik. Heute, so schrieb Flückiger,
habe die Schweiz in diesemBereich eine
führende Rolle. «Aber wie lange noch?»
Auch Hengartner sagt, er sei sich be-
wusst, dass der Bund sparen müsse.
Doch wie üblich sind alle Akteure da-
von überzeugt, dass sie selbst bei der
Sparrunde eine Ausnahme sein sollten.

Der Hochschulbereich trage be-
reits stark zur Entlastung des Bundes-
haushalts bei, schreibt der ETH-Rat
am Dienstag in einer Mitteilung. Nach
diversen Kürzungen des Bundesrates
arbeitet die ETH im laufenden Jahr be-
reits mit 200Millionen Franken weniger.
Ab 2026 seien es jedes Jahr 100 Millio-
nen. Diese Kürzungen, so Hengartner,

hätten schon jetzt Folgen. Man habe
bereits Forschungseinheiten herunter-
gefahren und teilweise sogar geschlos-
sen. «Weitere Kürzungen würden einen
noch stärkerenAbbau bedeuten.»

Höhere Studiengebühren?

Der Bundesrat schreibt in einer Mittei-
lung zurVernehmlassung, es sei wichtig,
dass alle Aufgabenbereiche einen Bei-
trag zur Reduktion der Ausgaben leis-
ten würden. Der Bereich Bildung und
Forschung sei in den vergangenen Jah-
ren stark gewachsen. Mittlerweile be-
trügen die Ausgaben über 8 Milliarden
Franken pro Jahr. Deshalb müssten die
Kantone vermehrt Leistungen überneh-
men. Zudem schlägt er vor, dass bei-
spielsweise die ETH ihre Studiengebüh-

ren erhöht. Er spricht von einer «Stär-
kung der Nutzerfinanzierung».

Dieser Vorschlag würde laut Hen-
gartner eine Verdreifachung der Stu-
diengebühren bedeuten. «Finanzstarke
Familien könnten Studiengebühren von
jährlich 15 000 Franken vielleicht stem-
men, doch für andere wären sie eine un-
überwindbare Hürde.»

Hengartner sieht die Chancengleich-
heit bedroht.Eigentlich haben die Hoch-
schulen in den kommenden Jahren mit
einemAnstieg der Studentenzahlen von
18 Prozent gerechnet.Doch nun fürchten
sie, höhere Studiengebühren könnten
den Fachkräftemangel weiter verstärken.
Dabei, sagt Hengartner, seien gerade
ETH-Absolventinnen und -Absolven-
ten auf dem Markt eigentlich gesucht.

Man trage massgeblich zum Wohl-
stand der Schweiz bei, schreibt der
ETH-Rat in einer Mitteilung. Doch
dafür seien Investitionen notwendig.
Gegenwärtig sei die ETH, so Hengart-
ner, dank Spezialisten in der KI-For-
schung ein globaler Leuchtturm, der Fir-
men wie Microsoft in die Schweiz locke.
Doch dafür brauche man eine gewisse
Flexibilität, was Investitionen betreffe.

Neben der ETH und den Hochschu-
len müssen sich auch Innosuisse und
der SNF auf Kürzungen einstellen. Im
Fall von Innosuisse sind Einsparungen
von 30 Millionen Franken pro Jahr vor-
gesehen. Beim SNF zwischen 2026 und
2028 mindestens 400 Millionen Fran-
ken. Laut einer Mitteilung heisst das,
der SNF muss 700 Forschungsprojekte
abweisen, obwohl sie alle Anforderun-
gen erfüllen. Zudem, so der SNF wei-
ter, könnten 2000 Forschungsstellen für
junge Akademiker und Akademikerin-
nen gestrichen werden.

Die Vernehmlassung zum Entlas-
tungspaket dauert noch bis am 5.Mai. In
den kommendenMonaten will Hengart-
ner das Gespräch mit Parlamentarierin-
nen und Parlamentariern suchen und die
Anliegen des Bildungs- und Forschungs-
bereiches einbringen.

Doch das Entlastungspaket des Bun-
desrates betrifft auch andere Sektoren
mit einer starken Lobby. Auch sie wer-
den ihre Interessen geltend machen.
Wollen sich die Hochschul- und For-
schungsverbände durchsetzen, brauchen
sie eine innovative Strategie.

DerBundesrat spricht von einer «Stärkung derNutzerfinanzierung»,dieUniversitäten von einschneidendenMassnahmen. A. ZAHLER / CHMEDIA

Das Arbeitspensum ist für Kandidaten wichtiger als der Lohn
Eine neue Studie liefert Hinweise zur Steigerung der Attraktivität von politischen Ämtern in der Gemeinde

HANSUELI SCHÖCHLI

Sollten Lokalpolitiker mehr verdie-
nen? Die Stimmbürger der Stadt
Zürich haben vergangenen Sonntag
eine deutliche Erhöhung der Grundbe-
züge und Sitzungsgelder für die Stadt-
parlamentarier knapp abgelehnt. Die
Erhöhung sollte laut den Befürwortern
unter anderem das Parlamentarieramt
für breitere Bevölkerungskreise attrak-
tiv machen.

Laut einer oft gehörten Mutmassung
ist es im Vergleich zu «früher» (den
guten alten Zeiten) schwieriger gewor-
den, in Gemeinden genügend Kandida-
ten für politischeÄmter zu finden. Falls
das stimmt, wären diverse Begründun-
gen denkbar.Vielleicht ist der Aufwand
für solcheÄmter gestiegen.Vielleicht ist
der Bürgersinn aus der Mode gekom-
men. Oder vielleicht haben die Leute
wegen mehr Stress in Beruf und Privat-
leben weniger Zeit für die Politik.

1,1 bis 1,2 Bewerber pro Sitz

Bei einem Missverhältnis zwischen An-
gebot und Nachfrage sind Preisände-
rungen ein wirksames Steuerungsmittel.
Zumindest sagt dies das Lehrbuch der
Ökonomen. Zwei Ökonomen der Uni-
versität Basel (Tobias Schib und Alois
Stutzer) wollten wissen, wie man politi-
scheÄmter auf Gemeindeebene attrak-
tiver machen kann. Die Basis ihrer

jüngst publizierten Analyse sind Daten
zu Exekutivwahlen in über 500 Gemein-
den aus drei Kantonen von 1970 bis 2024
(Aargau, Luzern und Zürich).

Die erste Überraschung: In zwei der
drei Kantone zeigen die Daten keinen
klaren Trend zu den Kandidatenzahlen.
Im Durchschnitt kamen in Luzern und
in Zürich seit 1970 je 1,1 bis 1,2 Kan-
didaten auf einen offenen Gemeinde-
ratssitz. Die Schwankungen während
der über 50-jährigen Untersuchungs-
periode waren relativ gering. Deutlich
anders sieht das Bild imAargau aus.Die
durchschnittliche Quote sank dort seit
dem Spitzenwert von 1989 von 1,7 auf
1,1 Kandidaten pro offenen Sitz.

Dieser Rückgang war laut den Stu-
dienautoren durch die Entwicklung in
den kleinen Gemeinden getrieben. 2021
hatten im Aargau 11 Prozent aller Ge-
meinden zu wenige Kandidaten für
den ersten Wahlgang. In den jüngsten
Wahlrunden in den Kantonen Luzern
und Zürich waren je 2 bis 3 Prozent der
Gemeinden von diesem Problem be-
troffen. In diesen beiden Kantonen ist
nur ein leichter Anstieg der Betroffen-
heit sichtbar.

Rabiat oder sanft

Der Kanton Uri kennt für dieses Pro-
blem eine rabiate Lösung: den Amts-
zwang. So sorgte die Urner Gemeinde
Wassen im vergangenen Jahr für natio-

nale Schlagzeilen mit derWahl von zwei
Bürgern in den Gemeinderat, die dieses
Amt gar nicht wollten.

Doch geht es nicht auch auf die
sanfteTour? Die neueAnalyse der Bas-
ler Forscher zeigt auf den ersten Blick
genau jenen statistischen Zusammen-
hang, den Ökonomen berufsbedingt
erwarten würden: Je höher die Ver-
gütung für Gemeinderäte liegt, desto

höher ist tendenziell die Zahl der Kan-
didaten pro offene Stelle. Die Forscher
betrachteten jeweils die auf eine Voll-
zeitstelle hochgerechnete Vergütung;
salopp könnte man auch vom Stunden-
lohn sprechen.

Doch eine genauere Analyse der
Daten im Kanton Luzern zeigt laut den
Autoren, dass der genannte Zusam-
menhang nicht ursächlich bedingt ist,
sondern mit einem Drittfaktor zu tun
hat: mit der Grösse der Gemeinde. Je

mehr Einwohner eine Gemeinde hat,
desto höher ist tendenziell die Zahl der
Kandidaten pro offene Gemeinderats-
stelle. Berücksichtigt man die Grösse
der Gemeinden, zeigt die Studie gemäss
der Analyse nur einen unwesentlichen
Effekt derVergütungshöhe auf die Zahl
der Kandidaten pro Stelle. Eine ge-
nannte Schätzung: Eine Verdoppelung
des Stundenlohns würde die Zahl der
Kandidaten pro offene Stelle nur um
knapp 0,1 erhöhen.

Parteien reden mit

Eine Erklärung derAutoren für dieAb-
senz eines grossen Geldeffekts:Die Zahl
der Kandidaten sei zum Teil durch poli-
tische Parteien gesteuert, was die Wir-
kung der Vergütung relativieren könne.
Aussagekräftiger sei deshalb der Zu-
sammenhang zwischen der Vergütungs-
höhe und derVerweildauer von gewähl-
ten Gemeinderäten, sagt der Basler
Wirtschaftsprofessor und Studien-Co-
Autor Alois Stutzer: Denn die Verweil-
dauer sei stärker durch die Betroffenen
selbst als durch die Parteien getrieben.
Doch auch hier zeigte die Analyse ge-
mäss den Autoren keinen wesentlichen
Einfluss des Stundenlohns.

Will man mehr Kandidaten für den
Gemeinderat, ist laut den Autoren die
Reduktion des Arbeitspensums etwa
durch die Delegation von Aufgaben an
die Gemeindeverwaltung deutlich wirk-

samer.Dies könne vor allem zusätzliche
Frauen in die Politik bringen.

Tendenz: Übersteige das Arbeits-
pensum von Gemeinderäten 25 bis
30 Prozent, sei mit sinkenden Kandida-
tenquoten zu rechnen. Positiv gesagt:
Eine Reduktion des Pensums von 60
auf 30 Prozent führe pro offene Stelle
zu fast 0,5 zusätzlichen Kandidaten.
Die Halbierung des Arbeitspensums
bringt damit laut den Schätzungen
einen fünfmal so grossen Attraktivi-
tätsgewinn wie die Verdoppelung des
Stundenlohns. Mit tieferem Pensum
steige auch die Verweildauer der Ge-
meinderäte.Wie üblich sind solche sta-
tistischen Analysen mit Vorsicht zu
geniessen. Kausale Zusammenhänge
lassen sich angesichts methodischer
Schwierigkeiten nicht wasserdicht be-
weisen. Und die genannten Zahlen
sind nicht auf die Goldwaage zu legen,
sondern nur als mögliche Grössen-
ordnung zu betrachten.

Immerhin liefert die Studie Hinweise
auf unausgeschöpftes Potenzial.Weitere
Erkenntnisse dazu verspricht laut Alois
Stutzer eine separate Umfrage, deren
Ergebnisse demnächst vorliegen. Da-
bei geht es unter anderem um die Be-
reitschaft von Bürgern zur Übernahme
eines politischen Amtes, wenn sie ge-
fragt werden. Das Phänomen ist sogar
bei Bundesratswahlen bekannt: Es gibt
Leute, die wären bereit – aber sie wollen
gefragt werden.

Es gibt Leute,
die zur Übernahme
eines politischen
Amtes bereit wären –
aber sie wollen
gefragt werden.
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